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Zu den Beiträgen in diesem Heft

Wolfgang Heinz: Theorie und Erklärung der Jugenddelinquenz

Kriminalitätstheorien sind Voraussetzung für Beschreibung, Interpretation, Erklärung
und Prognose von Jugenddelinquenz. Sie besitzen deshalb für die (Jugend-)Kriminologie
zentrale Bedeutung. In dem vorliegenden Beitrag werden die wichtigsten Kriminalitäts¬

theorien aus biologischer, anthropologischer, psychiatrischer, psychoanalytischer, psy¬

chologischer, sozial-psychologischer und soziologischer Sicht vorgestellt und kritisch

gewürdigt. Hierbei trägt die Darstellung der in den letzten Jahren in der angloamerikani-
schen Kriminologie erfolgten Verlagerung des Diskussionsschwerpunktes vom labeling
approach hin zu neueren kontrolltheoretischen Erklärungsversuchen Rechnung.

Günther Kaiser: Möglichkeiten der Entkriminalisierung nach demJugendgerichtsgesetz
im Vergleich zum Ausland

Die rechtliche Analyse des Jugendgerichtsgesetzes zeigt, daß die geltenden Regelungen
vielfältige und individualisierende Wege für Reaktionen im Bereich minderschwerer

Kriminalität bieten. Der Einfluß derartiger Regelungen führt mittelbar zur Zurückdrän¬

gung der Vollstreckung freiheitsentziehender Sanktionen zugunsten der Ausdehnung
ambulanter oder nur freiheitsbeschränkender Maßnahmen. Gleichwohl ist solche Hand¬

habung nicht weniger angemessen. Die gesetzlichen Grenzen sollten allerdings nicht

übermäßig ausgedehnt werden. Eine wirksamere Verbesserung kann aber erreichtwerden

durch Ausweitung der tatsächlich erreichbaren Sozialisationsangebote. Der präventive
Nutzen solch qualitativ angereicherter Reaktionen könnte die Anstrengungen beträcht¬

lich unterstützen, um eine vornehmlich punitive Behandlung der Jugendkriminalität zu

vermeiden. Ferner verdient hervorgehoben zu werden, daß die Reichweite der Maßnah¬

men des Jugendkriminalrechts beide Möglichkeiten umschließt, nämlich verhältnismäßig
gering eingreifende Maßnahmen unter Vermeidung von Anklage und Verurteilung zu

freiheitsentziehenden Sanktionen, z.B. durch Betreuung und Überwachung verbunden

mit Arbeitsauflagen. Überdies ist die Anwendung der Schadenswiedergutmachung und

die weitere Ausdehnung der Strafaussetzung zur Bewährung zu empfehlen. Hingegen
erscheint die Entkriminalisierung durch Anhebung der Strafmündigkeitsgrenze gegen¬

wärtig noch nicht genügend geklärt, um die möglichen Konsequenzen und Alternativen

zureichend zu überblicken.

Arthur Kreuzer: Kinderdelinquenz und Jugendkriminalität. Umfang, Struktur und

Entwicklung

Nach einer Begriffserklärung wird eine Übersicht zu Umfang und Struktur von Delin¬

quenz und Kriminalität unterbreitet. Sie stützt sich auf polizeiliche Kriminalstatistiken,
Verurteilten- und Strafvollzugsstatistiken sowie Dunkelfeldforschungen aus dem In- und

Ausland. Wesen, Grenzen und Fehlerquellen solcher Datenquellen werden aufgezeigt.
Sodann werden Wesens- und Strukturmerkmale der Delinquenz junger Menschen

herausgearbeitet: motivationale Besonderheiten, erst wachsendes Unrechtsbewußtsein,
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Episodenhaftigkeit, Risikobereitschaft, Enthemmung in Gruppen und durch Alkohol,

Nachahmung, mindere Tatschwere, leichtere Überfuhrbarkeit. Zuletzt wird der Mei¬

nungsstreit zum Anstieg von Jugenddelinquenz beleuchtet. Bei uns und in den meisten

vergleichbaren Ländern zeichnet sich ein allmählicher, jedoch nicht dramatischer Anstieg
ab.

Wolfgang Fischer: Über das Lehren und Lernen von Philosophie bei PLATONoder: Die

dem Menschen eigentlich zukommende Bildung ist das Philosophieren, aber das Philoso¬

phieren ist nicht jedermanns Sache

In dem Beitrag wird versucht, Platons Überlegungen zu der von ihm behaupteten
Einheit von Philosophie und Bildung in seiner Schrift ,Politeia' zu interpretieren und in

Beziehung zur gegenwärtigen Diskussion über den Philosophieunterricht zu bringen.
Dabei spielt Platons Auffassung eine besondere Rolle, daß die Philosophie nicht

jedermanns Sache sei. Die Interpretation kommt zu dem Ergebnis, daß diese These sich

auf die systematische Beschäftigung mit Philosophie beschränkt. Sie schließt nicht aus,

jeden Menschen in seinem Bildungsgang als Philosophierenden in Anspruch zu nehmen,

kann aber als Warnung gelten, Philosophieren (auch nach dem „Weltbegriff") nicht

rhapsodisch und tumultuarisch (Kant) verkommen oder sich in der Verhandlung von

Aktuellem und persönlichen Problemen erschöpfen zu lassen.

Ekkehard Martens: Praxis und Theorie der Philosophiedidaktik

Der Verfasser untersucht die Probleme, die beim Lernen und Lehren von Philosophie zu

lösen sind, vor allem in der Schule. Vorliegende Ansätze und Antwortenwerden überprüft
und zu eigenen Vorschlägen geführt. Nach Ansicht des Verfassers entstehen philosophi¬
sche Probleme an verschiedenen Lernorten, in der Schule, in der Universität, in der

Gesellschaft und im praktischen Leben. Diesen Zusammenhang erläutert der Verfasser

aus der philosophischen Tradition: Von Platons Dialogen kann gelernt werden, daß

Philosophie von und für Menschen gemacht ist, nicht die Menschen für die Philosophie.
Die Unterschiede zwischen Sokratischem Dialog und dem Lernort Schule müssen

berücksichtigt bleiben. Gleichwohl kommt der Verfasser zu der These, daß auch in der

heutigen Schule Philosophie für Schüler gelehrt werden muß und nicht die Schüler für die

Philosophie ihrer Lehrer da sind. Aber wie können wir eine humane Schule in einer

inhumanen Gesellschaft praktizieren?

Ingrid Stiegler: Zur Geschichte der Legitimation von Philosophieunterricht am Gym¬
nasium

Seit der Oberstufenreform 1972 kann Philosophie als Grund- und Leistungskurs gewählt
werden. Dieser institutionell gesicherte Status ist in der Geschichte des Unterrichtsfaches

Philosophie ganz neu. Denn bisher hatte die Philosophie nur eine randständige Position in

den Lehrplänen, obwohl ihr in der Tradition gymnasialer Bildungstheorien stets eine

große Bedeutung eingeräumt worden ist. Die Reformprämissen von 1972, die den

Philosophie-Unterricht institutionell sichern, verneinen aber eine bildungstheoretische

Sonderstellung. Die Verfasserin zeigt an der Fachgeschichte die Funktionen der Philoso¬

phie als „Bildungsfach" für die Legitimation des grundständigen Schultyps „Gymnasium"
im gegliederten Schulwesen.
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Ingrid Stiegler

Zur Geschichte der Legitimation von Philosophieunterricht
am Gymnasium

1. Zur Fragestellung

Mit der begrenzten Durchsetzung neuhumanistischer Reformvorstellungen zur äußeren

und inneren Strukturierung des preußischen Schulwesens zu Beginn des 19. Jahrhunderts

gerät der bis zu diesem Zeitpunkt in den gelehrten Schulen relativ selbstverständliche

Philosophieunterricht in eine Existenzkrise. Seine weitere Geschichte im „höheren

Allgemeinbüdungsbereich" ist bis zur jüngeren Gegenwart wechselhaft. In der philoso¬
phiedidaktischen Diskussion ist ein deutücher Überhang an allgemeiner büdungstheoreti-
scher Legitimation der „Philosophie am Gymnasium" gegenüber speziellen fachdidakti¬

schen Fragen festzustellen.

1839 plädiert J. F. Deinhardt für eine phüosophische Propädeutik in der Oberstufe der

Gymnasien, da sie „dem Schüler das innerste Wesen und die innerste Seele seiner

gesamten Gymnasialbildung zum Bewußtsein" bringt und „darnach den organischen,

gedankenmässen Abschluss seiner subjektiven Bildung, wie sie den Abschluss des

objectiven Unterrichts bildet" (Deinhardt 1839, S. 17). 120 Jahre später, zu einem

Zeitpunkt, an dem die gymnasialen Schultypen sich unter Verweis auf ihre „Tradition"

gegen eine geplante Entdifferenzierung des Bildungssystems zu verteidigen beginnen,
heißt es:

„Welcher Art sind nun die BUdungsziele der höheren Schule, aus denen sich die Notwendigkeit der

PhUosophie für die höhere Schule herleitet? Es ist einmal die AUgemeinbüdung, zum anderen die

wissenschaftüche GrundbUdung, die die höhere Schule anstrebt. Beide sind ohne phüosophische
BUdung nicht erreichbar. Als aUgemeinbüdende Schule erstrebt die höhere Schule echten BUdungs-
universaüsmus. BUdung solcher Art strebt nach dem Überbück über die Gesamtwirküchkeit ... Ein

Wissen, das sich nur auf die unverbundene Mannigfaltigkeit der einzelnen Fächer gründet, das nur

Vielheit, nicht Einheit in der Vielheit bedeutet, kann niemals echte Bildung hervorbringen"
(Schreckenberg 1957, S. 1).

Seit ca. 1837 ist die Existenz eines eigenständigen Philosophieunterrichts in der Oberstufe

der humanistischen Gymnasien - seit 1925 auch der neusprachlichen und naturwissen¬

schaftlich-mathematischen Gymnasien- in einem Bildungsanspruch des von niederen und

mittleren Schultypen vertikal abgesonderten „Gymnasiums" begründet. Bis zur Auflö¬

sung des material definierten Büdungs- und Hochschulreifebegriffs in der gymnasialen
Oberstufenreform 1972 gründet die Verankerung der Philosophie im Oberstufencurri-

culum in der Behauptung ihrer unverzichtbaren Bedeutung für Menschenbildung über¬

haupt.

Ein Resultat der Untersuchung der Fachgeschichte ist es, daß die Aufnahme der

Philosophie in den gymnasialen Lehrplan seit ca. 1837 historisch kontinuierüch durch

spezifische ideologische Funktionen des Lernbereichs innerhalb des bildungstheoreti¬
schen Rechtfertigungssystems des Schultyps bedingt ist. Für dessen ideologisch-strategi¬
schen Charakter wird die Geschichte des Philosophieunterrichts zum exemplarischen,

Z.f.Päd., 29. Jg. 1983, Nr. 1



102 Ingrid Stiegler

historisch-materialen Beleg. Die Versuche, den Philosophieunterricht bildungstheore¬
tisch begründet im Gymnasialcurriculum zu verankern, sind selbst Teil des Prozesses des

Absinkens einer Bildungstheorie zur Ideologie. Diese These wird im folgenden belegt.

2. Die Tradition des Philosophieunterrichts

2.1 Philosophieunterricht in Form von Logik und Rhetorik als fester Bestandteil der

vormodernen Schulen

Die Überzeugung, daß Philosophie in konstitutivem Zusammenhang mit Bildung steht,

daß sich im Phüosophieren-Lernen Bildung erfüllt, ist seit Platon ein häufig begründeter
oder implizierter Bestandteil abendländisch-europäischen Bildungsdenkens, das selbst

zentral von philosophischen Ideen getragen ist. Neben dieser Bedeutung innerhalb der

ideengeschichtlichen Tradition des Büdungsgedankens ist Philosophie in Deutschland seit

dem frühen Mittelalter Lehrgegenstand in heterogenen schuüschen Institutionen, die

akkumuüertes Wissen innerhalb einer universal verstandenen Phüosophie transportieren
und weiterentwickeln. Seit der Reformation behauptet sich die philosophische Disziplin
der Logik in Verbindung mit Rhetorik im protestantischen Lateinschullehrplan. Ihre

Aufgabe Uegt im Bereich der grammatisch-rhetorischen Vorbereitung der Eloquenz, d.h.

der Fähigkeit des „sprachrichtigen, gewandten, logisch disponierten lateinischen Vor¬

trags" (Paulsen 1921, S. 357).

2.2 Inhalts- und Bedeutungswandel des Philosophieunterrichts im Formationsprozeß

heterogener vormoderner Schulen zum modernen Bildungswesen

Noch im 18. Jahrhundert wird in den „gelehrten Schulen" Preußens vielfach ein Unterricht

in Philosophie erteilt. ParaUel zur Auflösung der einheitlichen Struktur der Lateinschule

hat sich jedoch der traditionelle Logikunterricht inhaltlich, stunden- und bedeutungsmä¬

ßig differenziert. Die Situation, die die Differenziertheit in der Unterrichtspraxis „Phi¬

losophie" bedingt, kann folgendermaßen charakterisiert werden:

(1) Das Feld der „Höheren Schulen" hat sich weit auseinandergezogen. Die alte, relativ

einheitliche „gelehrte Schule" ist aufgelöst. Der zersplitterte Bereich umfaßt neben den

kleineren städtischen und landesherrlichen Lateinschulen sowie den deutschen Stadtschu¬

len mit fakultativem Lateinunterricht die großen städtischen multifunktionalen Gymna¬

sien, akademische Gymnasien mit universitätsähnüchem Charakter, Ritterakademien

und Pädagogien. Das Gemeinsame dieser verschiedenen Schulen ist ihr Vorbereitungs¬
recht auf die oder das Dimissionsrecht zur Universität. Der äußere und der innere

Entwicklungstand der Anstalten sind heterogen. Erst seit den 80er Jahren finden

wirksame Versuche statt, dieses zersplitterte Feld zu begrenzen, einheitlicher zu gestalten
und zielbewußter zu definieren.

(2) Der staatliche Abgrenzungs- und Vereinheitlichungsprozeß zielt „auf die Trennung der

besser auszubauenden, verwissenschaftlichten großen Gelehrtenschulen von den eben¬

falls besser und weiter auszubauenden Bürgerschulen oder Realschulen, die entweder, wie

in Berlin, neu zu gründen oder aber aus den kleinen, zurückgebüebenen Lateinschulen

neu zu bilden seien" (Jeismann 1974, S. 51). Der Neugüederungsprozeß ist in eine
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öffentlich geführte Schulreformdiskussion eingebettet. Die vorherrschende Frage der

Integration oder Trennungvon Bürger- und Gelehrtenschulen wird kontrovers behandelt.

Neben Plänen, die der berufsständischen Güederung der Gesellschaft folgend eine

dreigüedrige Schulorganisation grundständiger Schultypen entwickeln, bestehen unter-

schiedüche Reformmodelle städtischer Gesamtschulsysteme. Sie definieren die Grenzen

der in einer Gesellschaft möghchen sozialen Mobilität. Die Grenzen einer allgemeinver¬
bindlichen Durchsetzungsfähigkeit normierender Vorgaben „von oben" liegen in den

Rechten der Schulträger.

(3) Die staatliche Schulpolitik, die sich von Einzelmaßnahmen zu immer allgemeineren
und verbindlicheren Vorgaben einer sich konsolidierenden zentralen Schulverwaltung
entwickelt, stellt kein Kontinuum dar. Sie ist von Zedlitz bis Massow verschiedenen

Intentionen untergeordnet.

(4) Der Ausschluß des Faches Philosophie, wie er auf der Erlaßebene als Resultat der

Gymnasialreform 1816/1819 vorliegt, ist nur schwer allgemein zu fixieren. Periodisierun-

gen dieser „eigentlichen" preußischen Reform müssen berücksichtigen, daß sie regional
bzw. sogar von Schule zu Schule zu unterschiedlichen Zeitpunkten durchgeführt wird. Der

Ausschluß des Philosophieunterrichts aus der Oberstufe der sich konsolidierenden

gymnasialen Vollanstalten wird einerseits an einzelnen Schulen - neuhumanistisch

begründet - schon vor der „eigentlichen" Reform praktiziert. Andererseits werden an

einigen Gymnasien trotz gegenteiliger normierender Vorgaben auch nach 1816/1819

bruchlos bis 1825 Logik, empirische Psychologie, Geschichte der Philosophie usw.

unterrichtet.

Das Nebeneinander von „Altem und Neuem", von Traditions-Statik und Reform-

Dynamik ist ein Grund dafür, daß auch bei vergleichbaren Anstalten Unterschiede im

Philosophieunterrichtsangebot bestehen. Die „Größe" einer Schule ist nur tendenziell ein

verbindlicher Maßstab für die Existenz von philosophischen Lehrinhalten. Deren theore¬

tische Berechtigung ist relativ unangefochten. Sowohl in der traditionellen Gelehrtenbil¬

dung als auch in miteinander konkurrierenden Reformkonzeptionen hat ein Unterricht in

Philosophie seine Bedeutung behauptet. Unterscheidbare Aufgaben vorhandener philo¬
sophischer Stundenanteile innerhalb verschiedener Lehrpläne ergeben sich somit erst in

Relation zur gesamten Lehrplanstruktur und ihrer Begründung. Während die Logik an

vielen kleinen Schulen Relikt des protestantischen Lateinschullehrplans ist und in seinem

Begründungskontext ihren spezifischen Sinn erhält, ist

- die Aufnahme philosophisch-ästhetischer Fächer in die modernisierten Lehrpläne

größerer Anstalten geradezu ein Ausdruck der Auflösung der inhaltlichen Geschlossen¬

heit des überüeferten Lektionskataloges, seiner bisherigen Ziele und seiner Zielgruppe,
- die Aufnahme von Verstandesübungen, Moral und Naturrecht in reformierte Bürger¬

oder Realklassen bzw. in das Realkurssystem multifunktionaler Schulen in der aufklä¬

rerischen Forderung nach allgemeiner Bürgerbildung anstelle der „Gelehrtenzucht"

begründet,
- die Aufnahme von Logik und empirischer Psychologie in berufsbezogene „gelehrte"

Sonderkurse studienpropädeutisch legitimiert.
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2.3 Bedeutungs- und Stellungskonsoüdierung des Phüosophieunterrichts und Ansatz¬

punkte langfristiger Entwicklungen

Der unterschiedliche Stellenwert bestehender philosophischer Stundenanteile im Neben¬

einander „konservativer" und „modernisierter" Lektionskataloge ist in der disparaten
Struktur der höheren Schulen in der 2. Hälfte des 18. Jahrhunderts bedingt. Seit den 80er

Jahren werden die Modi des Phüosophieunterrichts immer beschränkter. Vereinheitli¬

chungsbestrebungen im Bereich „wirklicher" Gelehrtenschulen bewirken vergleichbarere

Lehrpläne. Bildungspoütisch ist die Vorstellung leitend, daß gymnasiale Vollanstalten für

die kleineren Provinzstädte überflüssig und nicht zu finanzieren sind. Sie verteilen sich in

Zukunft, im inneren und äußeren Zustand verbessert, auf die größeren Städte der

Provinzen. Die kleinen, traditionell strukturierten lateinischen Stadtschulen sollen aufge¬
löst und in „zweckmäßig eingerichtete Bürgerschulen" umgewandelt werden (Lachmann

1800), da sie den gemeinnützigen Bürgerschulen „Fonds und Schüler entziehen" (Zedlitz
1787, S. 114). Durch das Abiturientenreglement von 1788 wird die Zahl der studienbe¬

rechtigenden „höheren" Schulen reduziert. Ihre Sonderstellung gegenüber der verblei¬

benden großen Zahl „niederer" Lateinschulen zeichnet sich bereits im Kantonreglement
von 1792 ab. Parallel zu diesen indirekten Normierungs-, Trennungs- und Reduktionspro¬
zessen verringert sich die Möglichkeit, Philosophie an allen bisherigen „höheren" Schulen

zu unterrichten. Dieser Unterricht bleibt den Schulen vorbehalten, die in ihrer Oberstufe

Schüler auch auf die Universität vorbereiten. Traditionell mit der „gelehrten", universi-

tätsbezogenen Bildung verbunden, wird der primäre Standort philosophischer Lernin¬

halte die gymnasiale Oberstufe.

Bevor im Zuge der neuhumanistischen Lehrplanreform die Phüosophie von dieser

Oberstufe auf die Universität verwiesen wird, findet in der Konsequenz der vorhergehen¬
den und parallel verlaufenden Abgrenzung abiturberechtigter Institutionen aus dem

breiten Spektrum der Gelehrtenschulen eine theoretische Einengung der Möglichkeit des

Lehrangebotes Philosophie statt. Unter einer übergreifenden historischen Perspektive

liegt hier der Ansatzpunkt der Beschränkung einer mögüchen Konfrontation mit Philoso¬

phie auf eine Schülerminderheit. Diese Beschränkung ist Ende des 18. Jahrhunderts nicht

generell intendiert. In vorhandenen Reformprogrammen ist ein Unterricht in Philosophie
weder auf die gelehrten, universitätsbezogenen Oberstufen-Klassen begrenzt, noch sind

diese ausschüeßüch durch den Zweck der Studienvorbereitung definiert. Der Neuhuma¬

nismus, der sich schließlich als stärkste Reformkraft erweist, schließt gesonderte phüoso¬
phische Lehrinhalte im Rahmen seiner Gesamtschulkonzeption auch aus der Oberstufe

aus. Er betrachtet sich lehrplantheoretisch als die Überwindung jener Programmatik, die

das Problem der bildungstheoretischen und organisatorischen Integration von Bürger¬
und Gelehrtenbildung utraquistisch-pragmatisch, d.h. unter anderem mit Einschluß der

Philosophie in hochdifferenzierte Lehrpläne, löst. Auf dem Hintergrund der späteren
konservativen Ablenkung der neuhumanistischen Bildungsreform von einer weitgehen¬
den Gesamtschulplanung auf „Standesbüdung" hin kehrt sich der im Rahmen der

Gesamtschulkonzeption sinnvolle, philosphisch begründete Ausschluß besonderer philo¬
sophischer Lehrinhalte gegen die Intentionen der Reformer.

In den gymnasialen Klassen der sich herausbildenden abiturberechtigten Vollanstalten in

den größeren Städten Preußens ist ein Unterricht in Philosophie bis zum Ausschluß in der
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neuhumanistischen Reformperiode relativ selbstverständlich. Noch im bereits von neuhu¬

manistischen Ideen beeinflußten Abiturientenreglemententwurf von 1805 werden phüo¬

sophische Kenntnisse bei der Abiturprüfung gefordert. Begründungen philosophischer
Lehrinhalte im Kontext einer spezifisch gymnasialen Bildungstheorie liegen allerdings
noch nicht vor. Das „Gymnasium" ist zu diesem Zeitpunkt weder ein klar definierter und

von anderen Anstalten vertikal abgegrenzter grundständiger Schultyp noch als solcher

schon mit einer eigenen Bildungstheorie versehen. Rationaüstisch-utilitaristische und

philosophisch-humanistische Theorien hegen in Ansätzen vor, ohne auf bestimmte,

hierarchisch gegliederte „Anstalten" bezogen zu sein. In der Auseinandersetzung um

kontroverse Aufgaben- und Zielbestimmungen „gelehrter Klassen", „gymnasialer

Zweige", „Gymnasien" städtischer Gesamtschulen oder von Bürgerschulen gesonderter

grundständiger Gelehrtenschulen spielt der Philosophieunterricht keine Rolle. Die

Gegensätze brechen auf curricularer Ebene vor allem am altsprachlichen Unterricht auf.

Sowohl in berufsvorbereitenden Aufgabendefinitionen der gymnasialen Oberstufe als

auch in Konzeptionen, in denen die vorbereitende Aufgabe gesonderter oder integrierter
Gelehrtenschulen für die höheren Berufe schon definiert ist durch die Idee einer höheren

Geisteskultur für die „gebildeten" Stände, scheint Philosophie ein zwar randständiger,
aber dennoch fester curricularer Bestandteil zu sein.

Tendenziell ist jedoch bereits folgendes festzustellen: Je stärker sich der neuhumanistische

Reformansatz gegenüber berufspraxisbezogenen Vorstellungen und Modellen durchsetzt,

d.h.:

- je mehr das Problem der Integration von Bürger- und Gelehrtenbildung mit der Idee

einer „gleichmäßige(n), allgemeine(n) Bildung als Grundlage künftiger Spezialisie¬

rung" verbunden wird (Jeismann 1974, S. 201),
- je mehr sich die alten Sprachen - didaktisch-humanistisch revolutioniert - von berufs¬

spezifischen zu allgemeinbildenden Gegenständen entwickeln und der Griechischunter¬

richt institutionell an Bedeutung gewinnt und
- je eindeutiger die Grenzen zwischen Schule und Universität gezogen werden,

desto weniger können philosophische Stundenanteile in die konzentrierte Lehrplanstruk¬
tur integriert werden.

Die allmähliche Durchsetzung neuhumanistischer Reformvorstellungen kann am Ende

des 18. Jahrhunderts - vor ihrem bildungspolitischen Programmatischwerden nach 1806/

1807-u. a. an den Revisionsberichten des Oberschulkollegiums aufgezeigt werden. Wenn

Gedike in Hamm und Neuruppin, Massow in Minden und Zöllner in Soest den Logik-
und Psychologieunterricht in ihren bisherigen Aufgaben durch Sprachen und Mathematik

für ersetzbar halten, dann bedeutet das allerdings nicht, daß sich diese Vorstellung

ungebrochen durch kontroverse Modelle behauptet. Während Süvern 1800 die Integra¬
tion von Bürger- und Gelehrtenbildung am städtischen Gymnasium in Thorn durch einen

neuhumanistisch geprägten Reformplan löst und dabei die philosophisch-ästhetischen
Randfächer an die Universität verweist, wird noch 1804 vom Oberschulkollegium ein

„Plan völlig anderer Art" genehmigt (Jeismann 1974, S. 201). Am königüchen Lyzeum in

Warschau sind neben alten und neuen Sprachen, neben Zeichnen, Kalligraphie, Reiten,

Fechten und Tanzen auch Logik, Moral und Ästhetik innerhalb eines breiten wissenschaft¬

lichen Fächerangebotes in einem Lehrplan vorhanden, der der Speziaüsierung in der

Berufswelt unmittelbar folgt.
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3. Der Ausschluß des Philosophieunterrichts in der Konzeption allgemeiner Menschenbil¬

dung in einem gesamtschulartig organisierten Unterricht

Der Bruch in der Geschichte des Lehr- und Lerngebiets erfolgt komplementär zu einer

Aufwertung und Ausweitung des Bildungsbegriffs. Ziel des öffentüchen Unterrichts wird

aUgemeine Menschenbildung. Dieses Prinzip ermögücht Entwürfe einer unkomplizierten

Organisationsstruktur des preußischen Büdungswesens. Während die bildungstheoreti¬
schen Begründungen selbst philosophisch-wissenschaftlich fundiert sind und der entwik-

kelte Büdungsbegriff fundamental an die Philosophie als die Wissenschaft par exellence

gebunden ist, erscheint ein Unterricht in Philosophie nicht im Rahmencurriculum der

„Gymnasien". Die ersten und einzigen gesetzlichen Maßnahmen der neuhumanistischen

Reformperiode - das Lehramts- und das Abiturientenprüfungsreglement (1810/1812) -

führen die Philosophie als Prüfungsfach nicht mehr auf. In der SüvERNSchen Vorlage zu

einer allgemeinen „Unterrichtsverfassung der Gymnasien und Stadtschulen" für Preußen

von 1816 wird ein eigenständiger Philosophieunterricht ausdrücklich aus der Lehrverfas¬

sung der gymnasialen Oberstufe ausgeschlossen: „Philosophie, Logik, Aesthetik, Rheto¬

rik, als besondere Fächer gehören noch nicht für die Schule" (Unterrichtsverfassung 1816,
S. 60).

Der „Entwurf eines AUgemeinen Gesetzes über die Verfassung des Schulwesens im

Preussischen Staate" von 1819 erwähnt das Fach nicht. Im Deutschunterricht soll die

Redekunst geübt werden.

„Die Erklärung der klassischen SchriftsteUer ... ist... zu logischen Übungen, wozu auch der

Unterricht in der Grammatik vielfach Gelegenheit gibt, ingleichen zu phüosophischen und ästheti¬

schen Belehrungen zu benutzen."

Mathematikunterricht soll auch auf „logische Zwecke ... ausgehen" (Entwurf- Unter¬

richtsgesetz 1819, S. 24). Der auf der Erlaßebene vollzogene Ausschluß wird an einem Teil

der sich herausbildenden gymnasialen Vollanstalten auch praktiziert. Gründe für den

Ausschluß werden in Schriften der „Schulmänner", die ihre Organisationsvorschläge für

das preußische Unterrichtswesen in unmittelbaren Bezug zu einer Theorie der Bildung des

Menschen setzen, eher beiläufig genannt (vgl. Bernhardi 1809,1810,1816; Schleier¬

macher 1808; Süvern 1801; Wolf 1803):

1. Phüosophieunterricht als traditioneller Logikunterrichtfällt hinter die Entwicklung der

Logik innerhalb der neuen Philosophie zurück.

2. Die transzendentale Logik ist als Schulobjekt völlig ungeeignet. Sie verlangt eine

doppelte Abstraktion: Die Abstraktion von der abstrakten philosophierenden Vernunft.

3. Das Ansehen der traditionellen Logik als Schulobjekt beruhte auf zwei Mißverständ¬

nissen:

- dem Mißverständnis, daß man durch die Beschreibung der Form des Denkens das

Denken lerne;
- dem Mißverständnis, daß das „Raisonnieren", wie es als Lernziel des Logikunterrichts

propagiert wird, schon Philosophie sei.

4. Versuche, den spekulativen (inhaltüchen) Teil der Philosophie schuladäquat durch die

Geschichte der Philosophie zu vermitteln, haben eine ähnüche Qualität wie Versuche,
Mathematik durch die Geschichte derselben lehren zu wollen. Ein Verständnis der
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Philosophiegeschichte setzt den philosophischen Sinn und die Übung des Philosophierens
selbst voraus.

5. Empirische Psychologie als Gegenstand des Phüosophieunterrichts wird in der Schule

nur so vorgetragen werden können, daß sie schwerhch als ein Teil der Philosophie
betrachtet werden kann.

6. Allgemeines Lernziel des Schulunterrichts ist die Vorbereitung selbständigen wissen¬

schaftlichen Denkens im Unterschied zur unverstandenen Rezeption von Wissen. Dieses

Denken kann prinzipiell an allen Gegenständen geübt werden, sofern ihr Vortrag an der

Suche nach Wahrheit, d. h. philosophisch-wissenschaftlich orientiert ist. Vorzüglich ist

beim textinterpretierenden Sprachunterricht verstehendes, in der Mathematik objektivie¬
rendes Denken zu üben.

„Überhaupt gewöhne man ... (sc. die Lehrünge), ihre Denkkraft in ihrer Gewalt zu haben, bei jeder
Gelegenheit sie zu fixieren, wohin, so oft und solange es nötig ist, und nicht zu ruhen, als bis sie eine

Sache deutüch eingesehen und ihre Wahrheit ergründet haben. ... Das wird ... die Vorübung der

Phüosophie sein, welche Jüngüngen angemessen ist, aus denen Selbstdenker gebildet werden soUen

und Männer, die aUe Angelegenheiten des Lebens mit Ernst und reinem Eifer behandeln" (Süvern
1801, S. 299f.).

Die Argumente sind unmittelbar auf den Philosophieunterricht bezogen, werden aber

nicht isoliert vorgetragen. Sie stehen im Zusammenhang der Begründungen der gesamten

Lehrplanstruktur, des leitenden Prinzips der allgemeinen Menschenbildung und der

Anbindung der Organisation der preußischen Schulen an dieses Prinzip. Trotz der dabei

vorhandenen Unterschiede ergeben sich folgende Kernaussagen:

Bildung des Menschen unangesehen seiner empirisch-gesellschaftlichen Bestimmungen ist

Ziel des gesamten öffentlichen Unterrichts. Es ermöglicht organisatorisch nur einen, in

sich gestuften Bildungsgang in einem Gesamtschulsystem. Die typenundifferenzierte
Organisation der Schulen istj zugleich conditio sine qua non der Realisierung von Bildung
im Unterricht und in der Gesellschaft. Die Bildungskonzeption und ihre Umsetzung in

einer über die bestehende Gesellschaftsordnung hinausweisenden Einheitsschulorganisa¬
tion erhält implizit den Entwurf eines Gesellschaftssystems, das dem Einzelnen Freiheit

bei der Entfaltung seiner Möglichkeiten gewährt. Bildungsprinzip und Schulorganisation
negieren konkret soziale Schichtung und Berufssystem. Der Lehrplan der Gesamtschule

spiegelt berufliche Anforderungen nicht ab; Universitätswissenschaften und berufsrele¬

vante Kenntnisse sind der Schule nachgeordnet. Das Studium der Philosophie ist Aufgabe
der Universität. Berufs- und Studienpropädeutik erfolgt nicht unmittelbar fachbezogen,
sondern durch die Vermittlung allgemeinster Basisquaüfikationen in einem wissenschafts-

orientierten Unterricht. Allgemeines Lernziel ist die Vorbereitung einer „wissenschaftli¬

che^) Einsicht und Kunstfertigkeit" (Humboldt 1964, S. 169). Die Hinführung zu

selbständiger Urteilsfähigkeit und Kritik ist Voraussetzung für die eigentlich wissenschaft¬

liche Forschung an der Universität und für eine sich kontinuierlich erweiternde Rationaü-

sierung aller gesellschaftüchen Praxisbereiche. Auf den Weg, die „tiefste und reinste

Ansicht der Wissenschaft an sich hervorzubringen", muß die ganze Nation gebracht
werden. „Weiter verfolgt" führt dieser Weg zu ihr selbst. „Verschiedenheit der Talente

und Lagen" bilden seine individuell variablen Grenzen. Bis zu diesen muß sie „geahndet,
begriffen, angeschaut, und geübt werden können" (a. a. O., S. 191f.).

Die Beibehaltung und Favorisierung des studienrelevanten und prestigeträchtigen sprach-
üchen Lernbereichs neben dem mathematischen, empirischen, ästhetischen und gymnasti-
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sehen sind in der hohen Korrelation von Sprach- und Denkfähigkeit, im didaktisch

fruchtbaren Verfremdungseffekt der alten Sprachen und im ModeUcharakter gerade der

griechischen Gesellschaft für Freiheit und Autonomie bei der Gestaltung gesellschaftü-
cher Wirküchkeit begründet. Wenn beim Sprachunterricht diejenige Methode immer

aUgemeiner gemacht wird, „welche, wenn man auch die Sprache selbst wieder vergisst,
doch ihre angefangene Erlernung, und nicht bloss als Gedächtnisübung, sondern auch zur

Schärfung des Verstandes, zur Prüfung des Unheils und zur Gewinnung allgemeiner
Ansichten immer und auf die ganze Lebenszeit nützüch und schätzbar macht" (a. a. O., S.

220), dann scheinen Sprachfähigkeit und wissenschaftliche Haltung zur Welt identisch zu

sein. Am 16.6.1805 schreibt Wilhelm v. Humboldt an Friedrich August Wolf: „Im

Grunde ist alles, was ich treibe Sprachstudium. Ich glaube, die Kunst entdeckt zu haben,

die Sprache als ein Vehikel zu gebrauchen, um das Höchste und Tiefste und die

Mannigfaltigkeit der Welt zu durchfahren" (Luther 1961, S. 7). Wissenschaftüchkeit als

Kommunikabüität von „Welt" ist zentraler Gehalt von allgemeiner Bildung. Sie ist ein

LösungsmodeU der Problematik der gemeinsamen Erziehung von Kindern verschiedener

„Lagen", unterschiedücher Berufsbestimmungen und Schulverweildauer.

„Die Gränze des Unterrichts" - der durch Lage und Talent erzwungene Frühabgang von den Schulen
- „kann nun durch nichts andres bestimmt werden, als durch die zu aUem Unterricht nöthigen
Bedingungen Kraft und Zeit." Auch der kürzeste Weg ist nicht unnütz, „wenn man ... beim

Unterricht nicht auf das Bedürfniss des Lebens, sondern rein auf ihn selbst, auf die Kenntniss als

Kenntniss, auf die BUdung des Gemüths und im Hintergrund auf die Wissenschaft sieht. Denn im

Gemüth und in der Wissenschaft ... steht jeder einzelne Punkt mit aUen vorigen und künftigen in

Contact, ist kein Anfang und kern Ende, ist aUes Mittel und Zweck zugleich, und also jeder Schritt

weiter Gewinn, auch wenn unmittelbar dahinter eherne Mauern gezogen würden" (Humboldt 1964,
S. 190).

Im Entwurf der allgemeinen Bildungszielsetzung eines gesamtschulartig strukturierten

Unterrichts, der in seiner äußeren und inneren Organisation Bildung ermöglicht, wird auf

einen eigenständigen Philosophieunterricht verzichtet:

- Der traditionelle Logikunterricht der lateinischen Gelehrtenschule ist inhaltüch und

durch die Bezogenheit auf die begrenzte Zielgruppe der gelehrten Theologen überholt.

- Modellhafte Übertragungen des Logikunterrichts in einen vom höheren gelehrten
Unterricht separierten Bereich bürgerlicher Bildung setzen die Transferierbarkeit forma¬

ler Verstandesübungen auf bürgerliche Geschäftsvollzüge voraus. Basis eines bürgerü-
chen Büdungsmodells ist die hochproblematische Ausrichtung der Erziehungsziele an den
durch die Geburt weitgehend zugeteilten späteren Berufspositionen der Schüler, die

Konsequenz ein hochgradig differenziertes Ausbildungssystem.
- Die Aufnahme differenzierter philosophischer Diszipünen - Geschichte der Phüoso¬

phie, Metaphysik, Naturrecht, praktische Philosophie etc. - in die gymnasiale Oberstufe

großer Schulen steht im Rahmen einer Entwicklung, in der ohne wissenschafts- und

bildungstheoretisches Grundkonzept willkürlich-modernistisch alle Wissens- und Kennt¬

nisbereiche als Unterrichtsinhalte aufgenommen werden.

- Der Neuhumanismus überwindet die Probleme, die sich der Unterrichtspraxis durch das

hochdifferenzierte Angebot unmittelbar Studien- und berufsbezogener Wissensgebiete
stellen, in der Theorie einer wissenschaftlichen Grundbildung. Ein studienpropädeuti-
scher Philosophieunterricht dagegen ist obsolet. Philosophie ist Inbegriff und höchste

Form des wissenschaftüchen Geistes. Wissenschaft ist nicht „aufdas Sammeln und Sichten

der Thatsachen beschränkt" (Humboldt 1960, S. 560), erschöpft sich nicht in der
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Aufklärung und Erweiterung der „Erfahrung innerhalb ihres eignen Gebiets". Philoso¬

phie geht über die „bloss logische Entwicklung der Begriffe" hinaus. Sie ist nicht nur

prinzipienwissenschafthche Reflexion, sondern „verbreitet sich" auf die Erfahrung. Echte

Wissenschaft ist immer schon philosophisch. Ohne das Streben nach Phüosophie „ist kein

Gedeihen der Wissenschaft in einem Volke vollständig und keins lange Zeit hindurch rein

und wahr" (a.a.O., S. 558). Deshalb ist die Vorbereitung auf das Philosophieren als

wissenschaftliche Haltung zur Welt nicht separat zu befriedigen.

4. Die Wiedereinführung des Philosophieunterrichts als „Philosophische Propädeutik" im
Kontext der veränderten Aufgabenbestimmung der Gymnasien

Eine auffälhge Tendenz in der gymnasialpädagogischen Diskussion seit den zwanziger
Jahren des 19. Jahrhunderts ist ihr Widerspruch zur Reaütät der Schulverhältnisse.

Theoretisch wird von konservativen Schulpoütikern, Gymnasiallehrern und Universitäts-

professoren eine gymnasiale Zielsetzung vertreten, die die büdungstheoretisch fundierte,
vor allem aber faktisch bestehende Gesamtschulfunktion der städtischen Gymnasien
ignoriert (vgl. Müller 1977). Die Zielverschiebung wird strukturell durch Konsequenzen
der durchgeführten Gymnasialreform und unterlassener Komplementärmaßnahmen im

mittleren und niederen Schulbereich gefördert. Ihre Richtung geht auf Abgrenzung der

über „Büdung" sozial aufgestiegenen Gruppen des Bürgertums nach „unten". Die

Sicherung des sozialen und materiellen Marktwertes von „Bildung" durch Ausschluß

potentieller Konkurrenten wird über ein sich etablierendes Berechtigungssystem gesteu¬
ert. Am Ende des 19. Jahrhunderts ist diese Sicherung in einem differenzierten sozialen

Klassenschulsystem abgeschlossen (vgl. Müller 1977).

Am 21.8.1824 wird die Berücksichtigung philosophischer Kenntnisse bei der Prüfung der

Lehramtskandidaten verordnet, am 14.4. und 16.5.1825 die Aufnahme philosophischer
Vorbereitungsstudien in die Gymnasien empfohlen, wenn geeignete Lehrkräfte vorhan¬

den sind, da dem Ministerium „seit längerer Zeit ... mehrere geachtete Schulmänner ...

den Wunsch zu erkennen gegeben (sc. haben), daß phüosophische Vorbereitungs-
Stunden wieder in den Kreis des Gymnasial-Unterrichts aufgenommen werden möchten,
damit die abgehenden Gymnasiasten nicht ganz ohne Vorbegriffe und Vorübungen dieser

Art die Hörsäle der Universität betreten dürften" (Neigebaur 1835, S. 121). Die Inhalte

dieses Propädeutikunterrichts - Logik und empirische Psychologie - sind als geeignete
Disziplinen einer formellen Vorbereitung auf die Philosophie begründet. Als Grundlage
wird August Matthias „Lehrbuch für den ersten Unterricht in der Phüosophie"

empfohlen, das Ende des 18. Jahrhunderts in der 1. Auflage erscheint. Es stellt einen

Abriß traditioneller Schullogik dar und gibt eine Einführung in die empirische Psycholo¬
gie. So knüpft der neue Propädeutikunterricht an die Tradition des schuhschen Lehrge¬
genstandes inhaltüch ungebrochen an, unberührt von Entwicklungen innerhalb der

Phüosophie.

Kriterium der Aufnahme des Faches ist seine studienpropädeutische Leistung. Es verweist

auf einen Wandel in der Zieldefinition der Gymnasien: Begründungen für die Wiederein¬

führung des Phüosophieunterrichts in Sekunda und Prima der Gymnasien beziehen sich

real auf eine Minderheit der Schülerpopulation (Abiturienten) und auf eine Sekundär-
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funktion (Studienvorbereitung) der Schulen. Sie erheben theoretisch die Minderheit zur

Mehrheit, die Sekundär- zur Primärfunktion. Die Gymnasien sind in ihren Unter- und

Mittelklassen „Regelschule der männlichen Schulpflichtigen der Städte" (Müller 1977,

S. 42). Die Forderungen nach Einführung eines Phüosophieunterrichts beziehen sich auf

die Schülerminorität, die den Gymnasialkursus bis zum Ende durchläuft und mit

bestandener Abiturprüfung die Berechtigung zu universitären Studien und höheren

Beamtenlaufbahnen erwirbt. In der Definition der Schulpoütiker und Gymnasialpädago¬

gen wird das gesamte Gymnasium zur Vorbereitungsstätte auf die Universität. Die

Zielrichtung dieser Definition verweist auf eine Auflösung der „Polyfunktionalität"
städtischer gymnasialer Vollanstalten und auf ihren „Struktur- und Funktionswandel"

(vgl. Müller 1977) zum Typ des modernen grundständigen humanistischen Gymna¬
siums, wie es in Schulreformmodellen Ende des 18. Jahrhunderts als Typ der grundständi¬

gen Gelehrtenschule bereits entworfen war. Die Zielrichtung der neuhumanistischen

Reformpädagogen war die kontinuierüche Erweiterung der wissenschaftlich-philoso¬

phisch gebildeten Schicht einer Gesellschaft durch die Bereitstellung der Möglichkeit
einer Teilhabe aller an einer den Menschen über die Unmittelbarkeit der Verhältnisse

erhebenden Bildungserfahrung. Die wissenschaftlich-philosophisch gebüdete Schicht des

19. Jahrhunderts verteidigt demgegenüber ihre über „Bildung" erlangten Privilegien
durch den Ausschluß der Mehrheit der Bevölkerung von Wissens- und Erkenntnisprozes¬
sen. Die gymnasiale Beschäftigung mit Philosophie erscheint zwar defizitär. Dennoch hält

sie Erkenntnis- und Reflexionsmöglichkeiten für Gymnasiasten offen, die sowohl von

einer pädagogischen Kritik am grundsätzlich „verbildenden" Charakter schuhscher

Lernprozesse als auch aus einer soziahsationstheoretischen Perspektive, der primär die

bildungsbürgerlich-habituellen und sozial-privilegierenden Konsequenzen der Beschäfti¬

gung mit eütär-exklusiven Erkenntnisbereichen ins Bückfeld geraten, nicht erfaßt werden.

Der Philosophieunterricht ist selbst Element eines Prozesses, dessen Ergebnis die

Exklusivität einer mögüchen Konfrontation mit Philosophie für eine soziale EUte ist,

wobei diese Büdungsmögüchkeit zugleich als Element der Legitimation von Status und

Status-Reproduktion fungiert.

5. Die Bedeutung des Phüosophieunterrichts im Entwicklungsprozeß des modernen huma¬

nistischen Gymnasiums

1837 wird die philosophische Propädeutik obügatorisch in die Oberstufe der humanisti¬

schen Gymnasien in Preußen aufgenommen. Ihre Aufgabe ist die Einlösung derBüdungs-
zielsetzung des Gymnasiums. Das Fach wird mcht mehr als Vorbereitung auf das Studium

der Philosophie legitimiert. Einheitsstiftung und Synthese des bisher angeeigneten
Wissens sind die dem Philosophieunterricht im Rahmen des Bildungsauftrags der Gymna¬
sien zugeschriebenen Funktionen: Unter der Prämisse, daß „die Bildung, welche das

Gymnasium gewähren will, für eine in sich selber relativ abgeschlossene" gilt, ist die

Propädeutik „unentbehrüch". Denn,

„kein größeres Übel drückt gegenwärtig die Gymnasien als Mangel an innerer Einheit: sie ist weder

im Lectionsplan, noch überaU im Bewußtsein der Lehrer vorhanden ... In unserer Zeit aber, bei der

vor Augen liegenden Beschaffenheit der GymnasialbUdung und bei dem verbreiteten Streben nach

Polymathie, bietet sich Dasjenige, was der phüosophischen Propädeutik wesentlich und eigenthüm-
üch ist, als das Geeignetste dar, den Abschluß und die Einheit der Gymnasialdiscipün zu gewähren"
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(Wiese 1850, S. 214f.). Da „nicht einmal die Summe des Schulwissens aUein, vielweniger dieses und

die eigene Erfahrung ... schon Einheit" ist (Löbell 1888, S. 3), muß der „Vorrath von eingesammel¬
ten Kenntnissen" (Niese 1842, S. 23) überhöht werden, muß unter „den entlegensten Kenntnissen

jene Gemeinschaft gestiftet werden, die Plato als innere Verwandtschaft bezeichnet" (Trendelen¬
burg 1876, S. 9). „Die Gegenstände, die ... (sc. der Unterricht) in sich aufgenommen hat, woUen aus

ihrer Vereinzelung befreit werden, um als GUeder eines organischen Ganzen festeren Bestandes,
höherer Berechtigung und größerer Ergiebigkeit theühaft zu werden" (Kiesel 1867, S. 3). Deshalb
beruht die „Notwendigkeit der Psychologie als Lehrgegenstand ... so sehr auf ihrer Bedeutung als

Koncentrationsstoff
...,

daß der Erfolg des ... Unterrichts wohl ... gemindert wird, wenn die

Psychologie nicht genügend Berücksichtigung findet" (Löbell 1888, S. 8). „Die concentrierende

Bedeutung (sc. der Logik) besteht wesentüch darin, daß als Gesetz in ordnender Zusammenfassung
herausgestellt werde, was durch den gesamten Unterricht bereits dem Geiste angebildet worden ist"

(Dietsch 1862, S. 30).

Die Legitimationsfigur einer Einlösung von gymnasialer Büdung durch Phüosophieunter¬
richt ist bis 1972 in der schulpolitischen, gymnasialpädagogischen und fachdidaktischen

Diskussion mit inhaltlichen Variationen dominant. Bis 1972 wird die Begründung des

Phüosophieunterrichts an den höheren Schultypen kontinuierlich vom Argument seiner

büdungsvertiefenden Leistung, seines einheitsstiftenden Charakters getragen. In dieser

Legitimationsfigur wird der Philosophieuntericht im 19. Jahrhundert erstens zu einem

Angelpunkt im Prozeß der ideologischen Reduktion der Bildungserfahrung der Mehrheit
der gymnasialen Frühabgänger zur defizitären Bildung, parallel bzw. im Vorlauf zu einer

materiellen Entwertung des Frühabgangs durch den Berechtigungsverlust der Zwischen¬

abschlüsse. Der für Bildung unverzichtbare Philosophieunterricht ist der gymnasialen
Oberstufe vorbehalten. Jeder Bildungsgang, der nicht bis Prima führt, gibt den Anspruch
auf abgeschlossene und vollwertige Bildung auf. Die ideologische und die folgende
materieUe Entwertung des Frühabgangs von den Gymnasien hebt deren Gesamtschul¬

funktion auf. Sie wird zu einem motivationssteuernden Instrument bei der Entwicklung
eines differenzierten, schichtenspezifischen Schulsystems (vgl. Müller 1977). In der

Legitimationsfigur „Abschluß und Einheit humanistisch-gymnasialer Büdung" steUt der

Philosophieunterricht zweitens einen äquivalenten Ersatz der formalen Bildung durch den

altsprachüchen Unterricht dar. Der humanistische Kernkanon - speziell der lateinische

und griechische Sprachunterricht - war in der neuhumanistischen Lehrplantheorie
fundamental an die Idee der allgemeinen wissenschaftlichen Bildung durch einen phüoso-
phisch orientierten Sprachunterricht gebunden. Damit war zugleich eine angemessene

Wissenschafts- und Studienpropädeutik als Hinführung zur gebildeten menschüchen

Existenz gegeben. Diese wissenschaftüch-aufklärerische Interpretation des altsprachli¬
chen Unterrichts schwindet in dem Maße, in welchem sich das humanistische Gymnasium
zur sozial exklusiven Vorbereitungsanstalt für akademische Berufe entwickelt. Altsprach¬
licher Unterricht wird nicht mehr unter wissenschaftlich-philosophischer Zielsetzung

interpretiert, sondern funktional mit Studienpropädeutik verbunden. Die Nutzlosigkeit
von Latein und Griechisch für die Mehrheit der Schüler, die das Gymnasium nicht mit dem

Ziel der Abiturprüfung besuchen, wird zu einem Hauptargument für den Ausschluß dieser

Schüler vom Gymnasium. Die Legitimation der Beibehaltung und Favorisierung der

sprachlichen Hauptfächer der traditionellen Gelehrtenschulen durch die Behauptung
ihres formalen Bildungswert.es war für einige Reformpädagogen zu Beginn des 19.

Jahrhunderts empirische Mögüchkeitsbedingung eines multifunktionalen Einheitsschul¬

wesens: Abgesehen von der unbestrittenen Bedeutung der alten Sprachen für philologi¬
sche Studien haben sie nicht nur einen literarisch-ästhetischen Bildungswert für die
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höheren gebildeten Stände, die die gymnasiale Oberstufe besuchen. Ihnen kommt ein

formaler Bildungswert für alle Schüler der städtischen Gesamtschulen zu. Damit rücken

die Gymnasien in das Interessenfeld der nichtakademischen Schülermehrheit, ohne aus

dem Interessenfeld der studierenden Minderheit herauszufallen. Jene partizipieren am

Prestigewert der gelehrten Bildung, diese erhalten eine berufsrelevante Vorbildung: „Die

behauptete Identität zwischen allgemeiner Bildung und Vorbereitung zum Studium der

Philologie ermöglicht die Erweiterung der Gelehrtenschulen ... zur allgemeinen Bürger¬
schule" (Müller 1977, S. 108f.).

Die tendenziell strategische Begründung eines formalen Büdungswertes der alten Spra¬
chen kehrt sich gegen die Interessen ihrer Verfechter. Altphilologen betonen die

funktional-studienpropädeutische Dimension und leugnen den allgemeinbildenden Wert

von Latein und Griechisch. Der Philosophieunterricht in der gymnasialen Oberstufe löst

in der Legitimationsfigur „Synthese des funktional begründeten, fachwissenschaftlich

orientierten Wissens zu Bildung" kurzfristig den zwar nicht mehr transformierbaren, für

die grundständige Gesamtinstitution und ihre favorisierte akademische Schülerküentel

dennoch unerläßlichen Anspruch ein, nicht philologische Fachidioten, sondern allgemein
und grundlegend gebildete Abiturienten zu entlassen.

6. Aufgaben des Phüosophieunterrichts im typendifferenzierten höheren Allgemeinbil¬

dungsbereich

Nach D.K. Müller ist 1892 der Prozeß des Ersatzes „von mobilitätsfördernden

Schulformen mit sozialheterogenen Schülergruppen durch Schultypen zur schichtenspezi¬
fischen Reproduktion" abgeschlossen (Müller 1977, S. 19). In den Lehrplänen von 1892

wird die „unfruchtbarbetriebene" (Neue Lehrpläne 1892, S. 218), curricular randständige,
für den Berechtigungskampf von Realgymnasien und Oberrealschulen bedeutungslose
und für die niederen und mittleren allgemeinbildenden Schulen nie zur Diskussion

stehende philosophische Propädeutik aus dem Oberstufencurriculum der humanistischen

Gymnasien gestrichen. Die Lehrpläne beziehen sich auf die drei höheren Schultypen
- humanistisches Gymnasium, Realgymnasium und Oberrealschule - und die ihnen

jeweils vor- bzw. zugeordneten Einrichtungen (z.B. Progymnasien, Realschulen), die

lehrplanmäßig mit den Unter- und Mittelstufen der höheren Schultypen übereinstimmen.
Die Legitimationsfigur des Philosophieunterrichts „Integration von Wissen in einem

bildenden Mittelpunkt" geht auf den Deutschunterricht über:
„...

das Stoffgebiet des

deutschen Unterrichts ... umfaßt ... das allgemeine Ganze des Lebensinhalts im Umfang
des Erkenntnis- und Erfahrungsbereichs der Schüler. Eine abgesonderte Durchnahme der

philosophischen Propädeutik hat sich ... als überflüssig und nachteilig erwiesen" (Neue
Lehrpläne 1892, S. 228).

Auf der Schulkonferenz von 1890 fordern Wilhelm IL und Vertreter der Oberrealschu¬

len deutschnationale Bildung. Der Unterricht in der deutschen Sprache avanciert im

Rahmen der modernen Büdungsidee nicht nur zum konzentrierenden Mittelpunkt der

Fächer des humanistischen Gymnasiums und zum verbindenden Glied zwischen den

höheren Schultypen. Er wird einigendes Band zwischen allen niederen, mittleren und

höheren Schulen und damit zwischen allen „Gebildeten" des Volkes. Im deutschnationa-
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len Erziehungsziel - konzentriert im Deutschunterricht, der an allen verzweigten und

abgestuften Schultypen vorhanden ist - erreicht die Ideologie einer allgemeinen Büdung
aller in unterschiedlich berechtigenden, inhaltüch und methodisch differenzierten, hierar¬

chisch gegüederten grundständigen Schultypen einen ersten Höhepunkt. Phüosophieun¬
terricht bleibt bis 1972 - nach einem kurzfristigen Bedeutungszuwachs in der Bildungsre¬
form 1925 - ein wechselhaft institutionaüsierter, neben den typenspezifischen Schwer¬

punktfächern der differenzierten höheren Schulen eher irrelevanter Lernbereich. Schon in

der Reform der höheren Schulen von 1925 zeichnet sich allerdings deutlich ab, welche

Legitimationsdefizite gymnasialer Bildungstheorie bis 1972 über den Philosophieunter¬
richt in seiner traditionellen Begründung der „bildenden Einheitsstiftung im Wissen"

aufgefangen werden sollen. Legitimationsprobleme bestehen vor allem in bezug aufeinen

inhaltsbezogenen Allgemein- und wissenschaftlichen Grundbüdungsanspruch angesichts
der zunehmenden Fächerausdifferenzierung und schwerpunktmäßigen Speziaüsierung in

curricular und berechtigungsmäßig unterschiedenen höheren Schultypen.

1925 wird der Philosophieunterricht als ein LösungsmodeU der büdungstheoretischen
Integration von humanistischem, neusprachlichem, naturwissenschaftlich-mathemati-

schem Gymnasium und deutscher Oberschule angeboten. Er ist neuralgischer Punkt der

Schulreform. Wahlfreie philosophische Arbeitsgemeinschaften und philosophische Fach¬

vertiefung leisten - neben dem Kulturkundeprinzip - die innere und äußere Synthese der

curricular und berechtigungsmäßig differenzierten höheren Schultypen (vgl. Müller

1977).

7. Die Stellung der Philosophie in der gymnasialen Oberstufe seit 1972

In der Oberstufenreform von 1972 wird der hochdifferenzierte obere Bereich des

Sekundarschulwesens (vgl. Scheuerl 1970) enttypisiert. Legitimationsdefizite des Allge¬
mein- und wissenschaftlichen Grundbildungskonzeptes der traditionellen Gymnasien
treten in den 60er Jahren durch die Typendifferenzierung, vor allem durch die Einführung
der Gymnasien zur Erlangung einer fachgebundenen Hochschulreife zunehmend hervor:

„Die fachliche Bindung der Hochschulreife mit der Möglichkeit, ein entsprechendes Spektrum an

Studienfächern in den wissenschaftlichen Hochschulen nahezu gleichberechtigt mit den Abiturienten

der grundständigen Gymnasien wahrnehmen zu können, bedeutete nicht aUein eine mittelfristige
Heterogenisierung der Studenten unter dem Kriterium ihrer schuüschen und - dadurch vermittelt -

sozialen Herkunft, sondern stellte gleichzeitig jenes Konzept von AUgemeinbüdung in Frage, das die

Studienberechtigung der Abiturienten traditioneUer Gymnasien pädagogisch begründete" (Drewek/
Müller 1982, S. 125).

In der die Reform legitimatorisch begleitenden bildungstheoretischen Grundlegung wird

auf dieses materiale Allgemeinbildungskonzept verzichtet, in dessen Kontext der Philoso¬

phieunterricht auch nach 1945 als Bildungsfach begründet wurde. Gesellschaftliche

Kompetenz- und Qualifikationsanforderungen werden Maßstab des Angebots von wissen-

schaftsbezogenen Lehr- und Lernbereichen. Der inhaltüchen Polyvalenz, die die neue

Fachstruktur bestimmt, korrespondiert die zugelassene Speziaüsierung des Einzelnen, die

Grundlage der neuen Unterrichtsform ist. Individuelles Interesse und besondere Fähig¬
keiten sowie die ideologiekritische Reflexion des Verwertungszusammenhanges wissen¬

schaftlicher Erkenntnisse sollen die totalitären gesellschaftlichen und wissenschaftlichen
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Ansprüche brechen. Durch die Oberstufenreform bekommt Phüosophie eine neue

Stellung im Curriculum. Phüosophie ist den anderen Wissenschaften gleichgeordnete

Einzeldisziplin und als Grund- und Leistungskurs meist im gesellschaftswissenschaftlichen

Aufgabenfeld wählbar. Eine büdungssynthetische Funktion der Philosophie gegenüber
den segmentierten Wissensbereichen ist obsolet geworden, weil die Bildungseinheit im

Prinzip der wissenschaftspropädeutischen Behandlung segmentierter Einzelfächer aufge¬

hoben ist. Phüosophie leistet wissenschaftspropädeutische Grundbildung wie Psycholo¬

gie, Geschichte oder Erziehungswissenschaft auch. In Relation zur Geschichte des Faches

hat sich die paradoxe Situation ergeben, daß Philosophie zu dem Zeitpunkt einen relativ

gesicherten Status im Curriculum bekommt, zu dem sie im Sinne der seit 1837 immer

wieder vorgetragenen Legitimation überflüssig wird. Die Suche nach einem neuen

didaktischen Standpunkt gestaltet sich unter diesen Umständen schwierig. Philosophie ist

ihrem Selbstverständnis nach weder Einzelwissenschaft noch als sozialwissenschaftliche

Propädeutik brauchbar. Die Diskussion um Ziele, Inhalte und Methoden des Philosophie¬
unterrichts in dergymnasialen Oberstufe ist in vollem Gange undreicht von der Forderung
nach der Orientierung an Lebensproblemen bis zur Forderung nach Wiedereinführung

einer phüosophischen Propädeutik (vgl. Vogel 1980).

Die Generalklausel in der KMK-Vereinbarung, daß philosophische Fragen in allen

Aufgabenfeldern berücksichtigt werden soUen (vgl. KMK 1972, S. 14), ist im Kontext der

Gesamtentwicklung eine funktions- und folgenlose, nostalgische Reminiszenz an eine

unter dem Anspruch der Höherentwicklung der Menschheit aufgekommene, bald ideolo¬

gisch und inzwischen obsolet gewordene Bildungstheorie.
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